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— Betreuung bildungs- und förderungsunfähiger pflege-
_ bedürftiger Kinder und Jugendlicher.

Sie haben die Schaffung weiterer Kapazitäten in die Vblks- 
wirtschaftspläne aufzunehmen.

§4
(1) Die Räte der Kreise und Bezirke gewährleisten, daß die 

Qualität der Betreuung, Förderung, Bildung und Erziehung 
der schwerst- und schwergeschädigten Kinder und Jugend­
lichen insbesondere durch
— Anwendung wissenschaftlicher Erkenntnisse in der Praxis 

und die dazu planmäßig erforderliche Qualifizierung der 
Mitarbeiter,

— weitere Profilierung der Einrichtungen des Gesundheits­
und Sozialwesens nach Schadens- und Altersgruppen,

— Verbesserung der Arbeite- und Lebensbedingungen in den 
Einrichtungen,

— Abschluß von Patenschaftsverträgen mit Betrieben, Genos­
senschaften und Einrichtungen,

— rechtzeitige Berufsorientierung
zielstrebig erhöht wird. Sie legen dazu in den Volkswirt­
schaftsplänen und Plänen der Einrichtungen die entsprechen­
den Aufgaben'fest.

(2) Die Räte der Städte, Stadtbezirke und Kreise sichern, 
daß die Eltern schwerst- und schwergeschädigter Kinder und 
Jugendlicher durch Elternseminare, Schulungen, organisier­
ten Erfahrungsaustausch und weitere Maßnahmen bei der Be­
treuung ihrer Kinder unterstützt werden.

(3) Die Räte der Gemeinden, Städte und Stadtbezirke sowie 
die Betriebe, Einrichtungen und sozialistischen Produktions­
genossenschaften treffen Maßnahmen, schwerst- und schwer­
geschädigte Jugendliche unter Nutzung geeigneter Elinrichtun­
gen in das kulturelle Leben einzubeziehen.

§5
Verbesserung der beruflichen Rehabilitation

(1) Die Räte der Kreise und Bezirke sowie die Betriebe, 
Einrichtungen und sozialistischen Produktionsgenossenschaften 
sind verpflichtet, weitere Möglichkeiten für die Einbeziehung 
von physisch schwerstgeschädigten bzw. psychisch schwerge­
schädigten Bürgern (Rehabilitanden) in den Arbeitsprozeß in 
geschützten Werkstätten, geschützten Betriebsabteilungen bzw. 
auf geschützten Einzelarbeitsplätzen zu schaffen.

(2) Auf der Grundlage einer jährlichen Analyse des Be­
darfs an geschützten Arbeitsplätzen haben die Räte der Kreise 
und Bezirke planmäßig Arbeitsplätze in geschützten Werk- ^ 
Stätten des Gesundheits- und Sozialwesens zu schaffen. Sie 
sind berechtigt, Betrieben, Einrichtungen und sozialistischen 
Produktionsgenossenschaften Auflagen zur planmäßigen Ein­
richtung geschützter Betriebsabteilungen und geschützter Ein­
zelarbeitsplätze zu erteilen. Die Kombinate und WB haben 
dabei die notwendige Unterstützung zu geben.

(3) Der Einsatz der Rehabilitanden ist entsprechend ihrem 
Leistungsvermögen im Arbeitskräfteplan und im Lohnfonds 
zu planen und im Betriebsplan gesondert auszuweisen. Das 
Leistungsvermögen der Rehabilitanden wird regelmäßig ent­
sprechend der Schädigung durch die Kreisrehabilitationskom­
mission in Zusammenarbeit mit den Betrieben neu überprüft. 
Werden im laufenden Planjahr weitere Rehabilitanden über 
den Plan hinaus beschäftigt, kann eine Veränderung des Ar­
beitskräfteplanes, einschließlich des Lohnfonds, beim überge­
ordneten Organ beantragt werden.

(4) Die Betriebe, Einrichtungen und sozialistischen Produk­
tionsgenossenschaften vereinbaren mit den dem Gesundheits­
und Sozialwesen zugeordneten geschützten Werkstätten, Ar­
beitstherapieabteilungen und Förderungseinrichtungen geeig­
nete Produktionsäufgaben und schaffen zu deren Durchfüh­
rung die erforderlichen Voraussetzungen. Sie sind dabei von 
den Kombinaten und WB zu unterstützen.

(5) Die Betriebe, Einrichtungen und sozialistischen Produk­
tionsgenossenschaften sowie die geschützten Werkstätten legen 
Produktionsaufgaben fest, die für Heimarbeit geeignet sind, 
um die Rehabilitanden und die sie betreuenden Angehörigen, 
welche auf Grund der Schwere der Schädigung oder wegen des 
Umfanges der Betreuung und Pflege keine Arbeit aufnehmen 
können, mit Heimarbeit zu versorgen.

(6) Für die Rehabilitanden sollten, soweit dadurch die Ar­
beitsaufnahme überhaupt erst ermöglicht wird, durch die Be­
triebe, Einrichtungen und sozialistischen Produktionsgenossen­
schaften in Betriebsnähe Wohnmöglichkeiten — erforderlichen­
falls auch mit geeigneter Betreuung — geschaffen werden.

§ 6

Verbesserung der Wohnverhältnisse
Familien, in denen ein Familienmitglied schwerstgeschädigt, 

psychisch schwergeschädigt oder pflegebedürftig ist, sind mit 
geeignetem Wohnraum zu versorgen. Die Lage, Größe und 
Ausstattung der Wohnungen soll auf der Grundlage der ört­
lichen Möglichkeiten weitgehend den Erfordernissen der ge­
nannten Bürger und Familien entsprechen.

Gewährung von Mietzuschüssen 
und sonstigen finanziellen Zuwendungen

§7

Den schwerstgeschädigten Bürgern sowie den Familienange­
hörigen, die physisch schwerstgeschädigte oder psychisch 
schwer- bzw. schwerstgeschädigte Kinder und Jugendliche be­
treuen, können individuell unter Berücksichtigung ihrer sozia­
len Verhältnisse durch die Räte der Gemeinden, Städte und 
Stadtbezirke Zuschüsse für die Miete gewährt werden (ein­
schließlich Entgelt für Heizung, Warmwasser und sonstige 
Nebenleistungen).

§ 8

Den schwerstgeschädigten und pflegebedürftigen Bürgern 
bzw. den sie betreuenden Familienangehörigen können indi­
viduell unter Berücksichtigung ihrer sozialen Verhältnisse 
durch die Räte der Gemeinden, Städte und Stadtbezirke im 
Rahmen der dafür zur Verfügung stehenden Mittel Zuwen­
dungen gewährt werden, insbesondere für

a) bauliche Veränderungen an Wohnungen sowie die Bereit­
stellung technischer Hilfsmittel, die auf Grund der 
Schwere des Körperschadens des Bürgers notwendig sind;

b) Anschaffung uhd Instandsetzung von technischen Kon- 
sumgütem, die notwendig und geeignet sind, die Lebens­
führung der genannten Bürger und Familien zu erleich­
tern und insbesondere die Familien bei der pflegerischen 
Betreuung zu entlasten;

c) den durch Pflegebedürftigkeit verursachten erhöhten Auf­
wand an Reinigung der Wäsche sowie für Heizung.

Gesundheitliche Betreuung und Erholung
§9

Die gesundheitliche Betreuung der in dieser Verordnung ge­
nannten Bürger ist durch die zuständigen Organe zu sichern 
durch

— Dispensairebetreuung durch den Hausarzt, Betriebsarzt, die 
Gesundheitsfürsorgerinnen und die Beratung im Rahmen 
des Mutter-, Kinder- und Jugendgesundheitsschutzes,

— schnelle Konsultationsmöglichkeit in ambulanten medizini­
schen Einrichtungen,

— zeitweilige Bereitstellung von Betten in stationären Kin­
dereinrichtungen bei Vorliegen einer sozial-medizinischen 
Indikation,

— vorübergehende Aufnahme der geschädigten oder pflege­
bedürftigen Bürger in stationären Einrichtungen und Hei­
men, um den Angehörigen dieser Bürger einen Kur- oder 
Urlaubsaufenthalt zu ermöglichen.


